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Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache — Az. 11/69 — des 
Dr. Hubert Kuhla, Schwabach, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 6. Deutschen 


Bundestag vom 28. September 1969 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 25. Oktober 1969 hat der Ein- 
spruchsführer gegen die Gültigkeit der Wahl 
zum 6. Deutschen Bundestag Einspruch eingelegt. 
Zur Begründung trägt er vor: 

Nach § 41 der Bundeswahlordnung (BWO) hätten 
für die Wahl nach Landeslisten die zugelassenen 
Landeslisten unter Angabe der Partei die 
Familiennamen der ersten fünf Bewerber ent- 
halten müssen. Diese seien aber nicht aufgeführt 
gewesen. Man habe somit bei der Wahl nicht die 
Möglichkeit gehabt, dem Kandidaten einer Partei, 
der nach Meinung des betreffenden Wählers die 
beste Vertretung gewährleistet habe, seine 
Stimme zu geben. Im übrigen bemängelt er, daß 
vor Entscheidung über den Wahleinspruch eine 
neue Regierung gebildet worden sei. 

Die Stadt Schwabach hat auf Anforderung des 
Ausschusses zu dem Vorbringen des Einspruchs- 
führers erklärt, bei der Bundestagswahl seien in 
der Stadt Schwabach Stimmzettel verwendet 
worden, die dem Muster der Anlage 20 zur Bun- 
deswahlordnung entsprächen. Drei Stimmzettel 
wurden als Anlage beigefügt. Die Stimmzettel 
seien vom Kreiswahlleiter des Wahlkreises Ans- 
bach - Oberbürgermeister Dr. Ludwig Schön- 
ecker - gern. Bekanntmachung des Bayer. Staats- 
ministeriums des Innern vom 9. Mai 1969 be- 
schafft worden; sie stimmten mit den Angaben in 
der Bekanntmachung des Landeswahlleiters über 
die zugelassenen Landeslisten zur Bundestags- 
wahl überein. 

Aus den übersandten Stimmzetteln ist zu ent- 
nehmen, daß bei den Zweitstimmen hinter der 
zugelassenen Parteibezeichnung die Namen der 
ersten fünf Bewerber aufgeführt sind. 

Mit Schreiben vom 8. Dezember 1969 ist dem 
Einspruchsführer mitgeteilt worden, nach dem 
Wahlprüfungsgesetz gebe es keine Frist, inner- 
halb der der Bundestag die Wahlprüfung vorzu- 


nehmen habe. Außerdem wurde ihm ein Stimm- 
zettel für den Wahlkreis 227 (Ansbach) über- 
mittelt und ihm, da dieser den gesetzlichen 
Erfordernissen entspricht, anheimgestellt, seinen 
Wahleinspruch insoweit zurückzunehmen. 

Mit Schreiben vom 19. Januar 1970 wurde dem 
Einspruchsführer vom Vorsitzenden des Aus- 
schusses bis zum 28. Januar 1970 eine Frist 
gesetzt, um sich abschließend zu äußern. 

Mit Schreiben vom 27. Januar 1970 erklärt der 
Einspruchsführer, er habe nach längerer Betrach- 
tung festgestellt, daß sich auf dem Wahlschein 
für die Wahl nach Landeslisten unter der An- 
gabe der betreffenden Partei zwar die Familien- 
namen der ersten fünf Bewerber befanden, aber 
dies in derart kleinem Druck, daß die Namen 
kaum zu lesen gewesen seien. Deshalb erkläre 
es sich, daß er die Namen früher ganz übersehen 
habe. Aus diesem Grunde könne er zwar nicht 
mehr das Fehlen der Namen rügen, müsse aber 
bemängeln, daß sie nicht in einem normal les- 
baren Druck aufgeführt seien. Das heiße, die 
Namen seien zu klein gedruckt, sonst hätte er sie 
nicht übersehen. 

Im übrigen wiederholt er seine Meinung, daß 
vor einer Entscheidung über die Einsprüche 
keine „vollendeten Tatsachen" geschaffen wer- 
den dürften, sonst könne der einfache Staats- 
bürger kein Vertrauen in die Verfassung und in 
Gesetze haben. 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gern. § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der An- 
beraumung einer öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen und auch begründet 
worden. Er ist jedoch aus den nachfolgenden Grün- 
den offensichtlich unbegründet. 

Gemäß § 31 Bundeswahlgesetz (BWG) in Verbin- 
dung mit § 41 und Anlage 20 Bundeswahlordnung 
(BWO) muß der Stimmzettel für die Wahl nach 
Landeslisten die Bezeichnung der Partei und die 
Namen der ersten fünf Bewerber der zugelassenen 
Landesliste enthalten. Diesem Erfordernis ist, wie 
aus den übersandten Stimmzetteln für die Bundes- 
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tagswahl im Wahlkreis 227 (Ansbach) ersichtlich ist, 
Rechnung getragen. 

Der Einspruchsführer hat aus diesem Grund auch 
insoweit seinen Einspruch zurückgenommen. 

Soweit der Einspruchsführer rügt, die Namen der 
Bewerber seien wegen des zu kleinen Drucks nicht 
lesbar, kann der Einspruch keinen Erfolg haben. 
Abgesehen davon, daß wegen der Größe des Drucks 
kein weiterer Einspruch erfolgt ist, also davon aus- 
gegangen werden kann, daß andere Wahlberech- 
tigte nicht die vom Einspruchsführer behaupteten 
Schwierigkeiten hatten, diese also wahrscheinlich 
entscheidend auf Sehschwierigkeiten des Einspruchs- 
führers zurückzuführen sind, müssen die Wahlzettel 
so gestaltet werden, daß sie insgesamt übersichtlich 
sind. Das bedingt, daß zwischen verschieden großen 
Drucktypen gewechselt werden muß, wobei davon 
ausgegangen werden darf, daß interessierte Wähler 
auch die kleiner gedruckten Namen der Bewerber 
lesen. Dabei ist festzustellen, daß der Kleindruck 
jedenfalls nicht so unscheinbar ist, daß er auch bei 
nur oberflächlicher Betrachtung von einem Wahl- 
berechtigten mit schwachem Sehvermögen über- 
sehen werden konnte. 

Auch der Meinung des Einspruchsführer, eine Regie- 
rung könne erst nach Beendigung des Wahlprü- 
fungsverfahrens gebildet werden, kann nicht gefolgt 
werden. 

Abgesehen davon, daß keine gesetzliche Bestim- 
mung besteht, wonach der Deutsche Bundestag in- 


nerhalb einer bestimmten Frist die Wahlprüfung 
abzuschließen hat, wäre es mit der Verfassungs- 
wirklichkeit nicht zu vereinbaren, wenn verfas- 
sungsmäßig vorgeschriebene Handlungen nicht vor- 
genommen werden dürften, bevor die Wahlprüfung 
abgeschlossen ist. Die Ausschlußfrist des § 2 Abs. 4 
WPG gilt nur für die Einreichung des Einspruchs 
und dient lediglich dazu, verspätete Einsprüche aus- 
zuschließen. 

Da der Einspruchsführer von der ihm eingeräumten 
Möglichkeit, seinen Einspruch zurückzunehmen, kei- 
nen Gebrauch gemacht hat und er auch innerhalb 
der ihm gern. § 6 Abs. 1 a Nr. 2 vom Ausschußvor- 
sitzenden gesetzten Frist, zu den Gegenvorstellun- 
gen der Stadt Schwabach Stellung zu nehmen, sich 
nicht geäußert hat, war der Einspruch im Sinne des 
§ 6 Abs. 1 a Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegrün- 
det zurückzuweisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des 
Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht vom 
12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als 
Anlage beigefügt ist, unter den dort genannten Vor- 
aussetzungen Beschwerde beim Bundesverfassungs- 
gericht erhoben werden. Sie muß binnen eines 
Monats seit der Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages — — beim Bundesver- 

fassungsgericht eingegangen sein. 
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